
Das "Recht auf Stadt" ist in Hamburg zum Politikum geworden. Unterschiedlichste Initiativen und Bündnisse haben eine Bewegung entstehen lassen, die ein  "Recht auf Stadt" unter anderem unter

den Aspekten von Gentrifizierung und Kulturpolitik einfordert. Das Netzwerk kritisiert zudem die katastrophale Situation am Wohnungsmarkt, die steigenden Mieten und damit verbunden die Rolle der SAGA. Das heißt: Die soziale Frage steht auf der Tagesordnung, es geht um die sozialen 

Verhältnisse in dieser Stadt. Dennoch sind nach unserer Wahrnehmung die massiven Einsparungen in den Sozialhaushalten, die der Senat für die nächsten Jahre angekündigt hat, weitgehend undisku​tiert geblieben. Dabei werden die Konsequenzen vor allem in den Bereichen der Altenpflege, der Hilfen für behinderte Menschen, in den Kitas und in den Hilfen für Jugendliche (HzE) dramatisch sein: Aushöhlung und Verweigern von Rechtsansprüchen, weniger und qualitativ schlechtere Leistungen, Verwahren statt Helfen. Und dramatisch werden die Konsequenzen für die Beschäftigten im Sozi​albereich: Arbeitsverdichtung, längere Arbeitszeiten, geringere Entlohnung, prekäre Beschäfti​gungsverhältnisse. 

Wir denken, dass es sich lohnt, die Diskussionen um die Einsparungen im Sozialbereich und ihre Konsequenzen auf die Debatten um „Recht auf Stadt“ zu beziehen und umgekehrt. Und wir denken, dass das auch notwendig ist, damit „die soziale Frage“ nicht einmal mehr nur den Wohlfahrtsein​richtungen und den Gewerkschaften überlassen wird. Mit dieser Veranstaltung wollen wir dazu einen Anstoß bieten. 

· Wir wollen darüber diskutieren, wie und unter welchen Bedingungen welche sozialen Dienst​leistungen in dieser Stadt hergestellt werden. 

· Wir wollen darüber diskutieren, wie sich die Arbeits- und Produktionsverhältnisse in allen Teilen des Sozialbereichs verändern und was das bedeutet. 

· Wir wollen über die Verteilung und Verfügbarkeit sozialer Dienstleistungen in dieser Stadt sprechen.

· Und wir wollen darüber diskutieren, welche Chancen es gibt, etwa die Kämpfe von Eltern und Beschäftigten im Kita-Breich mit den „Recht-auf-Stadt“.- Initiativen zu verbinden. 

Fragen, um die es uns dabei geht, sind z.B.: Welche Kontakte, welchen Austausch gibt es zwischen den Kolleg/-innen in den unterschiedlichen Bereichen des Sozialsystems, etwa im Pflegebereich, in den Kitas oder in den Jugendwohnungen der HzE-Einrichtungen? Welche Rolle spielen die Me​chanismen der Ausgrenzung gegen die Armen dieser Stadt in den Diskussionen um das Recht auf Stadt? Wie lassen sich Rechtsansprüche auf Unterstützung offensiver verteidigen und für alle durch​setzen? Wo gibt es eine Debatte um „Verteilungsgerechtigkeit“, wenn das Geld in Leuchtturmpro​jekte und Banken fließt, statt in die Bedürfnisse der Bewohnerinnen dieser Stadt? Ist eine Ausei​nandersetzung wie um die Arbeitsbedingungen in den Kitas auch für andere Bereiche der sozialen Versorgung denkbar, und was muss dafür getan werden?

Zu den aktuellen Einsparrunden, ihren Konsequenzen und zur Einschätzung möglicher sozialer Protestbewegungen haben wir ein paar Thesen vorbereitet, die wir zur Diskussion stellen werden. Zum zweiten wird es einen Überblick über die zunehmend prekären Arbeitssituationen im Sozialbe​reich geben, und zum dritten wird es ein Input zur bisherigen Diskussion sozialer Thematiken in den „Recht-auf-Stadt“-Zusammenhängen geben. 
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